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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


betr. Europäische Hochschulpolitik 


Zum Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
9. Juni 1971 - Drucksache VI/2222 - nehme ich im 
Einvernehmen mit dem Auswärtigen Amt, dem Bun- 
desminister für Wirtschaft und dem Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit wie folgt Stel- 
lung: 

Die Bundesregierung begrüßt die Gelegenheit, zum 
Beschluß des Bundestages zum jetzigen Zeitpunkt 
Stellung nehmen zu können. Dies gibt ihr die Mög- 
lichkeit, im folgenden auch auf die Ergebnisse der 
Tagung des Rates und der Konferenz der Minister 
für Bildungswesen der Mitgliedstaaten der Europä- 
ischen Gemeinschaft am 6. Juni 1974 in Luxemburg 
einzugehen. 

Zum Stand der Anerkennung der Diplome in der 
Europäischen Gemeinschaft (Punkt 1 a) 

Zur Verwirklichung der freien Niederlassung in den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft und 
zur Erleichterung des freien Dienstleistungsverkehrs 
ist nach Artikel 57 Abs. 1 des EWG-Vertrages der 
Erlaß von Richtlinien für die gegenseitige Anerken- 
nung der Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen 
Befähigungsnachweise vorgesehen. Auf der Grund- 
lage von Artikel 57 Abs. 2 des EWG-Vertrages ist 
ferner die Koordinierung der Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Auf- 
nahme und Ausübung selbständiger Tätikgeiten vor- 
gesehen. 

Die gegenseitige Anerkennung hat neben ihrem 
prinzipiellen bildungspolitischen Gewicht ihre beson- 
dere Bedeutung im Bereich der freien Berufe, zu 
denen der Zugang häufig vom Besitz eines Diploms 
abhängig gemacht wird. Dieser Zugang zum Beruf 
und seine gesetzlich oder administrativ geregelten 
Berechtigungen werden als der „effectus civilis" be- 
zeichnet. Die Verwirklichung des freien Niederlas- 
sungsredits, d. h. die Berechtigung zum Zugang zu 
einem bestimmten Beruf in gleicher Weise für jeden 
Staatsangehörigen eines Mitgliedslandes der Euro- 
päischen Gemeinschaft, hat bislang die Arbeiten der 
Europäischen Gemeinschaft über die gegenseitige 
Anerkennung der Diplome bestimmt. 

Bisher liegen für folgende Berufe Richtlinienvor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemein- 


schaften über die gegenseitige Anerkennung der 
Diplome bzw. Vorschläge für Übergangsmaßnahmen 
zur Liberalisierung des Zugangs zu einzelnen freien 
Berufen (und damit über die gegenseitige Anerken- 
nung der Diplome) vor: 

— Architekten (Drucksache V/1810) 

— Ärzte/Zahnärzte (Drucksachen V/4012 und VI/ 
2755) 

— Apotheker (Drucksachen V/4013 und VI/2879) 

— Ingenieure (Drucksache V/4250) 

— Krankenpfleger, Krankenschwestern (Drucksache 
VI/73) 

— Hebammen (Drucksache VI/296) 

— Tierärzte (Drucksachen VI/983 und VI/1706) 

— Wirtschaftsprüfer (Drucksache VI/ 1051) 

— Steuerberater (Drucksache VI/2568). 

Verabschiedet hat der Rat der Europäischen Gemein- 
schaften bisher jedoch noch keine Richtlinie. 

Die Beratung in den zuständigen Gremien des Rates 
haben sich als langwierig und schwierig erwiesen. 
Zum gegenwärtigen Zeitpunkt läßt sich ein Termin 
für die Verabschiedung im Rat - außer für die Richt- 
linie für Ärzte - noch nicht absehen. über diese 
Richtlinie ist inzwischen in allen materiellen Fra- 
gen eine volle Einigung erreicht worden, so daß 
mit ihrer Verabschiedung in Kürze gerechnet wer- 
den kann. 

Allerdings müssen nach einem Urteil des Europä- 
ischen Gerichthofes vom 21. Juni 1974 (Rechtssache 
2/74) die Mitgliedstaaten Angehörigen anderer Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft schon 
jetzt in gleicher Weise wie eigenen Staatsangehöri- 
gen den Zugang zu freien Berufen gewähren. Eine 
gegenseitige Anerkennung der Diplome bleibt den- 
noch weiterhin erforderlich. 

Initiativen der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften (Punkt 2 d) 

Die Probleme, die eine Verabschiedung von Richt- 
linien für den Zugang zu einzelnen freien Berufen 
verzögert haben, liegen zu einem Teil darin, daß bei 
der Ausarbeitung der Vorschläge die unterschied- 
lichen nationalen Bildungssysteme in den Mitglied- 
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Staaten und damit auch die unterschiedlich geregel- 
ten Zugangsvoraussetzungen, Ausbildungsgänge und 
Abschlußzeugnisse berücksichtigt werden mußten. 
Für die Arbeiten an den Richtlinien über die gegen- 
seitige Anerkennung der Diplome haben sich hier- 
aus beträchtliche Schwierigkeiten ergeben. Gleiche 
Schwierigkeiten haben sich schon in der Vergan- 
genheit im Rahmen der traditionellen bilateralen 
Verhandlungen ergeben, wenn es darum ging, ge- 
eignete Methoden und Kriterien für die gegensei- 
tige Anerkennung von Diplomen zwischen zwei 
Staaten zu finden. 

Zur Lösung dieses Problems im Rahmen der Euro- 
päischen Gemeinschaft hatte sich unter der Führung 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
in der Vergangenheit eine Tendenz für die Fest- 
legung formaler, quantitativer Kriterien (Studien- 
dauer, Fächerkataloge) herausgebildet. Die Kommis- 
sion und einige andere Mitgliedstaaten waren der 
Auffassung, daß hierdurch gewisse als notwendig 
erachtete Garantien für das Niveau der Ausbildung 
geschaffen werden könnten. Im Hintergrund stand 
auch die Befürchtung, daß ein zu großes Gefälle in 
der Ausbildungsdauer zu Wettbewerbsverzerrun- 
gen in der Gemeinschaft führen könnte. 

Zur Überwindung dieser Schwierigkeiten hatte die 
Kommission im wesentlichen drei Methoden vorge- 
schlagen: 

a) listenmäßige Aufzählung der Diplome ohne Fest- 
legung der Anforderungen 

b) Angabe der Mindestanforderungen nach Niveau 
der Ausbildungsstätte und Dauer des Studiums 
ohne Aufzählung der Diplome 

c) listenmäßige Aufzählung der Diplome mit An- 
gabe der Mindestanforderungen 

— global durch Festlegung einer Gesamtstudien- 
zeit nach Jahren und Angabe einer Mindest- 
stundenzahl für den jeweiligen Studiengang 
oder 

— zusätzlich durch Fächerkataloge und Angabe 
der Mindeststunden für einzelne Fächer von 
Fächergruppen. 

Daß die Kommission bei der Ausarbeitung der Richt- 
linienvorschläge die dritte Methode zugrunde legen 
wollte, hat die Bundesregierung aus bildungspoliti- 
schen Gründen stets beanstandet. Sie hat stattdessen 
eine großzügige, elastische Regelung befürwortet. 
Auf Grund ihrer Initiative wurden die Probleme 
eingehend auf der Tagung des Rates und der Konfe- 
renz der Bildungsminister der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaften am 16. November 1971 
in Brüssel erörtert. Die Kommission wurde beauf- 
tragt, die mit der gegenseitigen Anerkennung der 
Diplome zusammenhängenden Probleme in einer 
besonderen Arbeitsgruppe unter Hinzuziehung von 
Hochschulexperten im einzelnen zu prüfen. Sie hat 
daraufhin einen Zwischenbericht ausgearbeitet, der 
der Ratssitzung der Bildungsminister am 6. Juni 1974 


in Luxemburg Vorgelegen hat (hierzu siehe Ausfüh- 
rungen auf Seite 3 Absatz 2). 

Initiativen der Bundesregierung im Rahmen der 
Europäischen Gemeinschaft (Punkt 2 a, 4) 

Die Bundesregierung hat sich im Zusammenhang mit 
der fortschreitenden wirtschaftlichen Integration der 
Europäischen Gemeinschaft fortlaufend auch mit der 
Frage der Zusammenarbeit im Bildungsbereich be- 
schäftigt. Hierzu wird auch auf die Antwort des 
Bundesministers für Bildung und Wissenschaft auf 
die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Henners- 
dorf u. a. und der Fraktion der CDU/CSU vom 23. 
Dezember 1971 (Drucksache VI/2990) verwiesen. 

Die Bundesregierung hat mehrfach auf die wirtschaft- 
liche Bedeutung wegen der Herstellung eines ein- 
heitlichen Wirtschaftsraums und die Möglichkeit 
für den einzelnen, sich in ihm frei und ungehindert 
niederzulassen, hingewiesen. Die Anerkennung von 
Diplomen hat aber auch Rückwirkungen auf die Bil- 
dungspolitik der Mitgliedstaaten, die nicht lediglich 
Funktion der wirtschaftlichen Zusammenarbeit sein 
kann. Das gilt auch für die Frage der Anerkennung 
von Diplomen und anderen Abschlußzeugnissen. 

Die Bundesregierung hat sich deshalb wiederholt 
dafür eingesetzt, für die weitere Diskussion von fol- 
genden Grundüberlegungen auszugehen: 

— eine ausgewogene Berücksichtigung bildungspo- 
litischer Ziele und Erfordernisse bei der Wahl 
der Mittel zur Herstellung der Niederlassungs- 
freiheit ist eine Aufgabe der Gemeinschaftf 

— leistungs- und entwicklungsfähige Bildungs- und 
Ausbildungssysteme in den Mitgliedstaaten sind 
ein gemeinsames Anliegen der Länder der Euro- 
päischen Gemeinschaft; 

— das gleiche zivilisatorische Niveau unter den 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft ergibt trotz ge- 
wisser Untersdiiede eine insgesamt homogene 
Struktur, die Regelungen auf der Basis eines 
weitreichenden Vertrauens in die jeweils partiell 
abweichenden Ausbildungsformen ermöglichen-, 

— die aus Tradition und nationaler Eigenheit ent- 
standene Vielfalt unterschiedlicher Systeme ist 
fruchtbar und muß berücksichtigt werden. 

Unter diesen Gesichtspunkten sind Verfahren, die 
die Niederlassungsfreiheit vermittels einer Viel- 
zahl formaler Kriterien herstellen, problematisch 
und mit den Reformbemühungen der Bildungspolitik 
der Mitgliedstaaten zum großen Teil nicht zu ver- 
einbaren. Zunächst ist zweifelhaft, ob aus quanti- 
tativen Fixierungen auf die Qualität einer Ausbil- 
dung geschlossen werden kann. Ferner verstellt 
eine Fixierung, die zusätzlich zu quantitativen Re- 
gelungen auch noch den Inhalt dessen festlegt, was 
unterrichtet werden soll, nahezu jede Möglichkeit 
zu Reformen, soweit sie auf eine Konzentration dei 
Unterrichtsvermittlung, eine Überprüfung der Lern- 
inhalte und eine Verkürzung der Studienzeiten zielt. 


Zugeleitet mit Schreiben des Bundesministers für Bildung und Wissenschaft vom 28. Februar 1975 - Mß/7V 
C 2 - 9530 -3- 3/75: 
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Bei einer solchen Regelung wird eine Entwicklung 
in der Bildungspolitik aller Mitgliedstaaten ver- 
kannt, die auf eine Überprüfung, Veränderung, Neu- 
entwicklung und Erprobung von Lerninhalten und 
Strukturen gerade auch im Bereich der Hochschulen 
hinausläuft. Die Einsicht in die Notwendigkeit der 
Fort- und Weiterbildung, des life-long-learning, die 
dazu führt, jeden Studien abschluß als einen vorläu- 
figen Abschluß zu verstehen, macht Entscheidungen 
fragwürdig, die von einem festen, auf Dauer ange- 
legten und verwertbaren Erkenntnisstand auszu- 
gehen scheinen. 

Die Bundesregierung hat deshalb wiederholt gefor- 
dert, für die Regelung der Anerkennung der Diplome 
im Zusammenhang mit der Herstellung des freien 
Niederlassungsrechts müsse ein Verfahren entwik- 
kelt werden, mit dem vermieden werde, die in den 
Mitgliedstaaten in Gang gekommenen Hochschul- 
reformen durch detaillierte Festlegung von Mindest- 
kriterien in der Form von Mindeststundenzahlen 
unter Angabe von einzelnen Fächern und Fachgrup- 
pen zu behindern. 

Der Rat in der Zusammensetzung der Bildungsmini- 
ster hat sich am 6. Juni 1974 in Luxemburg diese 
Auffassung in ihren wesentlichen Grundzügen zu 
eigen gemacht und hat „in der Erwägung, daß es 
notwendig ist, einige Grundsätze und Leitlinien zur 
Förderung der Arbeiten auf dem Gebiet der gegen- 
seitigen Anerkennung der Diplome, Prüfungszeug- 
nisse und sonstigen Befähigungsnachweise festzu- 
legen", eine Entschließung angenommen, die in 
ihrem vollständigen Wortlaut als Anlage beigefügt 
ist. Sie enthält ein Einverständnis über folgende 
Punkte; 

— Die Richtlinien sind in einer Weise zu konzipie- 
ren, daß sie die Bestrebungen zur Reform des 
Bildungswesens in den Mitgliedstaaten der Ge- 
meinschaft nicht behindern; 

— die weiteren Arbeiten auf dem Gebiet der gegen- 
seitigen Anerkennung der Diplome, Prüfungs- 
zeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise 
sollen „von dem Bestreben nach Flexibilität und 
Qualität geleitet werden" ; 

— da man trotz der Unterschiede, die hinsichtlich 
der Ausbildungsprogramme zwischen den Mit- 
gliedstaaten bestehen, in der Praxis im großen 
und ganzen eine Vergleichbarkeit der Ausbil- 
dungsabschlüsse, die den Zugang zu gleichar- 
tigen Tätigkeitsfeldern eröffnen, feststellt, soll- 
ten die Richtlinien über die gegenseitige Aner- 
kennung der beruflichen Befähigungsnachweise 
und über die Koordinierung der Bedingungen für 
den Zugang zu einem Beruf so wenig wie möglich 
detaillierte Ausbildungserfordernisse vorschrei- 
ben. 

Dieses Ziel soll nach Auffassung des Rates auf zwei 
Wegen erreicht werden: 

1. Durch die Aufstellung einer Liste, die diejenigen 
Berufsbildungsabschlüsse enthält, die in bezug 
auf die jeweilige Richtlinie von staatlichen oder 
staatlich anerkannten Ausbildungseinrichtungen 
verliehen werden; diese Abschlüsse würden 


durch Aufnahme in die Liste als solche, d. h. ohne 
weitere Prüfung im einzelnen, anerkannt; 

2. durch die Einrichtung beratender Ausschüsse, die 
die im einzelnen noch zu präzisierende Aufgabe 
haben sollen, durch Stellungnahme und Empfeh- 
lungen zu einer gleichgerichteten Entwicklung der 
Ausbildung in den Mitgliedstaaten der Europä- 
ischen Gemeinschaft beizutragen. 

Mit diesem Beschluß des Rates ist nach Auffassung 
der Bundesregierung ihren Überlegungen und ihren 
Vorschlägen in weitem Umfang Rechnung getragen 
worden. Es wird nunmehr darauf ankommen, den 
vom Rat gesetzten Leitlinien in den mit der Prü- 
fung der Richtlinienvorschläge eingesetzten Arbeits- 
gruppen des Rates Geltung zu verschaffen und damit 
die Richtlinien in Richtung auf eine größere Elasti- 
zität und bessere Ausgestaltung zu verbessern. 

Bemühungen zur Anerkennung akademischer 
Zeugnisse in den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft (Punkt 1 a) 

Neben den Bemühungen der Europäischen Gemein- 
schaft, der ihr angehörenden Länder einschließlich 
der Bundesrepublik, eine angemessene und elasti- 
sche Regelung für die gegenseitige Anerkennung 
von Diplomen und anderen Zeugnissen zu finden, 
stehen die intensiven Bemühungen der Westdeut- 
schen Rektorenkonferenz, im Rahmen ihrer Kompe- 
tenzen zu Vereinbarungen zu kommen, die die Frei- 
zügigkeit im akademischen Bereich fördern. Diese 
Äquivalenzvereinbarungen sollen die gegenseitige 
Anerkennung von Studienleistungen an den Hoch- 
schulen des Partnerlandes mit dem Ziel regeln, ein 
sinnvolles Weiterstudium ohne Zeitverlust durch 
die Anerkennung von Auslandsstudien zu ermög- 
lichen. 

Grundlage der Äquivalenzvereinbarungen sind ge- 
meinsame, vergleichende Gutachten von Sachver- 
ständigen beider Seiten über den Studieninhalt 
des jeweiligen Faches an den Hochschulen der Part- 
nerländer. Entscheidend sind dabei nicht die zeit- 
lichen und andere quantitative Anforderungen, son- 
dern der auf qualitativen Kriterien beruhende Lei- 
stungsstandard. 

Diese Äquivalenzvorschläge werden von den natio- 
nal zuständigen akademischen Instituten überprüft 
und nach ihrer Verabschiedung, soweit erforderlich, 
den jeweils zuständigen staatlichen Stellen zur Bil- 
ligung vorgelegt, in der Bundesrepublik ~ von den 
Heilberufen abgesehen, für die die Gesundheitsbe- 
hörden zuständig sind - der Ständigen Konferenz 
der Kultusminister der Länder in der Bundsrepublik 
Deutschland. Mit dieser Billigung empfiehlt die Kul- 
tusministerkonferenz den Kultusministerien der Län- 
der und die Westdeutsche Rektorenkonferenz den 
Hochschulen die Durchführung der Äquivalenzver- 
einbarungen. 

Das Ergebnis dieser Bemühungen kann am Beispiel 
der Verhandlungen mit einigen Ländern veranschau- 
licht werden: 

Die Kultusministerkonferenz hat am 9. und 12. Okto- 
ber 1969 und am 10. Dezember 1970 die deutsch- 
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französischen Äquivalenzvereinbarungen für alle 
geistes- und naturwissenschaftlichen Fächer gebilligt, 
soweit sie Staatsexamen betreffen. Die in den Kom- 
petenzbereich der Hochschulen fallenden Äquiva- 
lenzvereinbarungen wurden den zuständigen Orga- 
nen der Mitgliedshochschulen von der Westdeut- 
schen Rektorenkonferenz mit der Bitte übersandt, 
sie in Kraft zu setzen. Für die Medizin, die Inge- 
nieurwissenschaften, die Landwirtschaft und die 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaften werden Äqui- 
valenzvereinbarungen entweder gegenwärtig ausge- 
arbeitet oder liegen den zuständigen Behörden zur 
Genehmigung vor. 

Die von der deutsch-italienischen Rektorenkonferenz 
am 19./20. Februar 1972 in Bonn beschlossenen Vor- 
schläge für Äquivalenzvereinbarungen beziehen sich 
auf sämtliche geisteswissenschaftliche Fächer, für die 
Chemie, für die Mathematik und Physik gleichzei- 
tig als Modell für andere naturwissenschaftliche 
Fächer sowie für Maschinenbau und Elektrotechnik 
gleichzeitig als Modell für andere technologische 
Fächer. Äuf italienischer Seite wurden die Vereinba- 
rungen den betroffenen Hochschulen durch Schreiben 
des Erziehungsministers zur Inkraftsetzung mit Be- 
ginn des Studienjahres 1971/1972 übersandt. Äuf 
deutscher Seite liegen diese Vorschläge der Kultus- 
ministerkonferenz vor, deren Stellungnahme noch 
aussteht. 

Für die Bundesrepublik und die Niederlande lie- 
gen Äquivalenzvorschläge für folgende Disziplinen 
vor: seit Oktober 1972 für deutsche Sprach- und 
Literaturwissenschaft, Mathematik, Physik, Chemie, 
Wirtschaftswissenschaften und Soziologie, Maschi- 
nenbau und Elektrotechnik, seit Mitte 1973 für klas- 
sische Philologie. Äuf niederländischer Seite wurden 
die Vereinbarungen zum größten Teil bereits vom 
Erziehungsminister genehmigt. Äuf deutscher Seite 
liegen die Vorschläge der Kultusministerkonferenz 
gegenwärtig vor. 

Im Verhältnis zu Belgien werden Äquivalenzvor- 
schläge vorbereitet für romanische, germanische, 
klassische Philologie, Chemie, Physik, Mathematik, 
Elektrotechnik, Bauwesen, Land- und Gartenbau, 
Medizin, Zahnmedizin und Tiermedizin. 

Im übrigen haben die im Rat der Europäischen Ge- 
meinschaft vereinigten Minister für Bildungswesen 
in ihrer Sitzung am 6. Juni 1974 einen von ihnen 
eingesetzten Äusschuß für Bildungsfragen aus Ver- 
tretern der Mitgliedstaaten und der Kommission 
u. a. auch damit beauftragt, bis zur Mitte nächsten 
Jahres ein Ärbeitsprogramm für die Verbesserung 
der Möglichkeiten einer akademischen Anerkennung 
der Diplome und einer Anerkennung der Studien- 
zeiten auszuarbeiten. Es ist zu hoffen, daß die Vor- 
schläge des Ausschusses zu einer Vereinfachung des 
Änerkennungsverfahrens auch in diesem Bereich 
führen werden. 

Zum Stand der gegenseitigen Anerkennung von 
Zeugnissen und Studienzeiten im Rahmen des 
Europarates (Punkt 2 b) 

Die Arbeiten des Europarates auf dem Gebiet der 
Anerkennung der akademischen Zeugnisse und der 


Staatsexamen haben bisher neben einer Reihe von 
Studien- und Sachverständigentreffen zu drei Über- 
einkommen geführt: 

1. Das Europäische Übereinkommen vom 14. De- 
zember 1959 über die akademische Anerkennung 
von akademischen Graden und Hochschulzeug- 
nissen (BGBl. 1969 II S. 2057), das außer für die 
Bundesrepublik Deutschland für folgende Staaten 
in Kraft getreten ist: Belgien, Dänemark, Groß- 
britannien, Irland, Island, Italien, Malta, Nieder- 
lande, Norwegen, Österreich, Schweden. Es sieht 
vor: 

— daß akademische Grade einer Universität 
eines Mitgliedstaates unter Angabe der Her- 
kunft in den übrigen Mitgliedstaaten geführt 
werden können. In der Bundesrepublik wur- 
de dieser Übereinkunft durch Beschluß der 
Kultusministerkonferenz vom 28. März 1968 
über die Führung ausländischer akademischer 
Grade Rechnung getragen; 

— daß ein Diplom eines Mitgliedstaates unter 
bestimmten Voraussetzungen ein weiterfüh- 
rendes Studium an einer Hochschule eines 
anderen Mitgliedstaates ermöglicht. Die Kul- 
tusministerien bemühen sich, die Konvention 
möglichst großzügig auf den Einzelfall anzu- 
wenden. 

2. Äuf Arbeiten des Europarates geht ferner das 
Europäische Übereinkommen über die Gleichwer- 
tigkeit der Studienzeiten an Universitäten vom 
15. Dezember 1956 (BGBl. 1964 II S. 1289) zurück, 
das bisher für folgende Staaten in Kraft getreten 
ist: Belgien, Dänemark, Bundesrepublik Deutsch- 
land, Frankreich, Großbritannien, Irland, Island, 
Italien, Luxemburg, Malta, Niederlande, Nor- 
wegen, Österreich, Schweden, Türkei. Es sieht 
vor, daß eine ordnungsgemäß verbrachte Studien- 
zeit, „die ein Studierender der lebenden Sprache 
an einer Universität eines anderen Mitglieds- 
landes des Europarates verbringt, als gleichwer- 
tig mit einer entsprechenden Studienzeit an sei- 
ner Heimatuniversität“ anerkannt wird. Es 
spricht ferner Anregungen für die Anerkennung 
von Studienzeiten in anderen Disziplinen, ins- 
besondere in reinen und angewandten mathema- 
tischen naturwissenschaftlichen Fächern, aus. 

3. Schließlich besteht eine Europäische Konvention 
über die Gleichwertigkeit der Reifezeugnisse vom 
11. Dezember 1953 (BGBl. 1955 II S. 599), die bis- 
her für folgende Staaten in Kraft getreten ist: 
Belgien, Dänemark, Bundesrepublik Deutschland, 
Frankreich, Griechenland, Großbritannien, Irland, 
Israel, Island, Italien, Luxemburg, Malta, Nieder- 
lande, Norwegen, Österreich, Schweden, Spanien, 
Türkei, Zypern. 

Anerkennung von in den USA erworbenen 
Abschlüssen (Punkt 1 c) 

Zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den 
Vereinigten Staaten von Amerika bestehen keine 
Äquivalenzvereinbarungen. In den USA gibt es we- 
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der gesetzliche noch sonstige bundeseinheitliche Re- 
gelungen über die Einstufung im Ausland erworbe- 
ner Ausbildungsabschlüsse, Grade und Zeugnisse. 
Angesichts der Dezentralisierung des Erziehungswe- 
sens liegt die Entscheidung über Erziehungs- und 
Ausbildungsfragen im Ermessen der einzelnen Staa- 
ten oder Bildungsinstitutionen. Die Einstufung ame- 
rikanischer akademischer Abschlüsse auf deutscher 
Seite geschieht auf einzelnen Antrag durch das Kul- 
tusministerium des zuständigen Landes. 

Bilaterale Bemühungen zur gegenseitigen 
Anerkennung von Zeugnissen (Punkte 2 b, c, 3 b) 

Das Schwergewicht der Bemühungen, in der Frage 
der Anerkennung der Diplome und Prüfungszeug- 
nisse zu wechselseitigen Regelungen zu gelangen, 
liegt in der Europäischen Gemeinschaft. 

Außerhalb dieses Bereiches sind die zu regelnden 
Sachverhalte je nach dem Land und seinem Bildungs- 
system z. T. sehr verschiedenartig und erfordern ein 
entsprechend unterschiedliches Vorgehen. 

In bezug auf Frankreich haben sich der Bevollmäch- 
tigte der Bundesrepublik Deutschland für kulturelle 
Angelegenheiten im Rahmen des Vertrages über die 
deutsch-französische Zusammmenarbeit und der fran- 
zösische Erziehungsminister auf die Einsetzung von 
Fachkommissionen für die Ausarbeitung von Äqui- 
valenzregelungen in den Bereichen Medizin, Wirt- 
schaftswissenschaften und Politikwissenschaften ver- 
ständigt. 

Im übrigen haben die französische Rektorenkonfe- 
renz und die Westdeutsche Rektorenkonferenz für 
den akademischen Bereich Äquivalenzvereinbarun- 
gen getroffen, die sich jedoch nicht auf alle geistes- 
und naturwissenschaftlichen Fächer erstrecken. In 
Frankreich wurden die vereinbarten Äquivalenz- 
regelungen durch ministerielle Erlasse in Kraft ge- 
setzt. Außerdem ermächtigen zwei Dekrete des Er- 
ziehungsministers die Dekane der geistes- und natur- 
wissenschaftlichen Fakultäten aufgrund von Einzel- 
entscheidungen ausländische Zeugnisse als äqui- 
valent anzuerkennen. 

Die Bundesregierung bemüht sich ferner, im Rahmen 
einzelner Kulturabkommen die Freizügigkeit im aka- 
demischen Bereich durch Gespräche und Abmachun- 
gen über Studienzeiten, Hochschulzeugnisse und 
Diplome zu fördern. Gegenwärtig sind Sachverstän- 
digengespräche dieser Art mit Österreich und Jugo- 
slawien im Gange. 

Außerhalb Europas entstehen vor allem in Entwick- 
lungsländern Schwierigkeiten bei der Anerkennung 
der in Deutschland abgelegten Examen. Sie haben 
ihre Ursache vor allem darin, daß eine Reihe von 
Entwicklungsländern die Examen, die ihre Staats- 
angehörigen in der Bundesrepublik abgelegt haben, 
nicht oder nicht ihrem Wert entsprechend anerkennt 
und damit den in ihre Heimatländer zurückkeh- 
renden Absolventen die Möglichkeit zur Verwen- 
dung ihrer hier erworbenen Kenntnisse und Erfah- 
rungen erheblich erschwert. Die Absolventen deut- 
scher Hochschulen werden damit auch den Staats- 


angehörigen mit französischen und britischen Diplo- 
men gegenüber benachteiligt. Ein beim Auswärtigen 
Amt gebildeter Ausschuß hat Leitlinien ausgearbei- 
tet, die zusammen mit einer dafür erarbeiteten 
Dokumentation die deutschen Auslandsvertretun- 
gen in den Stand setzen sollen, mit größerem Nach- 
druck als bisher auf eine angemessene Bewertung 
der deutschen Hochschulabschlüsse zu dringen. 

Zur Harmonisierung von Studiengängen (Punkt 3) 

Eine Annäherung der Studiengänge im Hinblick auf 
das jeweilige Ausbildungsziel darf nach Auffassung 
der Bundesregierung nicht zu einer Egalisierung, 
d. h. Einebnung unterschiedlicher Bildungssysteme 
in der Europäischen Gemeinschaft führen. 

Dementsprechend haben auch die im Rat vereinig- 
ten Minister für Bildungswesen auf ihrer Tagung am 
6. Juni 1974 in Luxemburg beschlossen, daß „die 
Zusammenarbeit im Bereich des Bildungswesens . . , 
unter Berücksichtigung der Tradition jedes Landes 
sowie der Vielfalt der Bildungspolitik und der Bil- 
dungssysteme erfolgen soll. Daher könne „die Har- 
monisierung dieser Systeme oder dieser Politik nicht 
als Ziel an sich angesehen werden". 

Andererseits sind die in der Bundesrepublik 
Deutschland verantwortlichen Stellen - Staat und 
Hochschulen - bereit, bei der Neuordnung der Stu- 
diengänge auf die europäische Entwicklung Rück- 
sicht zu nehmen. So sehen etwa die von der Stän- 
digen Konferenz der Kultusminister der Länder und 
der Westdeutschen Rektorenkonferenz gemeinsam 
ausgearbeiteten Rahmenordnungen für die Diplom- 
prüfungen in den einzelnen Fächern und die ihnen 
entsprechenden einzelnen Hochschulprüfungsordnun- 
gen grundsätzlich eine volle Anerkennung der im 
Ausland verbrachten Studienzeiten vor. 

Soweit im Beschluß des Deutschen Bundestages die 
Frage der Harmonisierung von Studiengängen inner- 
halb der Bundesrepublik gemeint ist, ist dazu fol- 
gendes zu sagen: 

Die für die Studiengänge an Hochschulen zuständi- 
gen Länder haben sich in der Vergangenheit be- 
müht, durch Abkommen untereinander für das im 
Bundesstaat notwendige Maß an Einheitlichkeit im 
Bildungswesen zu sorgen. In diesem Zusammenhang 
kann auf die Empfehlungen der Ständigen Konferenz 
der Kultusminister für Fachhochschulgesetzgebung in 
den Ländern vom 12. März 1970 sowie auf das Ab- 
kommen zwischen den Ländern zur Vereinheit- 
lichung auf dem Gebiet des Fachhochschulwesens 
vom 31. Oktober 1968 beispielhaft hingewiesen wer- 
den. Dieses Abkommen und Vereinbarungen haben 
zum Ziel, die Freizügigkeit von Lehrenden und Ler- 
nenden auch über die Grenzen des einzelnen Landes 
hinweg sicherzustellen. 

Dadurch wird jedoch die Möglichkeit zu unter- 
schiedlicher Ausgestaltung der Studiengänge, ins- 
besondere zu unterschiedlicher Schwerpunktbildung 
in gleichen Fachrichtungen an verschiedenen Hoch- 
schulen nicht ausgeschlossen. 
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Eine Vereinheitlichung der Studiengänge wird auch 
durch die Arbeit der Kommission für Prüfungs- und 
Studienordnungen der Ständigen Konferenz der Kul- 
tusminister und der Westdeutschen Rektorenkon- 
ferenz gefördert. Dieses Gremium hat die Aufgabe, 
Rahmenordnungen für Diplom- und Magisterprüfun- 
gen auszuarbeiten. Nach Beratung in den Organen 
der Westdeutschen Rektorenkonferenz werden diese 
Rahmenver Ordnungen von der Konferenz der Kul- 
tusminister verabschiedet. Sie bilden die Grundlage 
für die Ausarbeitung, den Erlaß und die Genehmi- 
gung der örtlichen Prüfungsordnungen an den ein- 
zelnen Hochschulen, 32 solcher Rahmenordnungen 
sind in den letzten 18 Jahren nach diesem Verfah- 
ren entwickelt worden. 

Durch die jetzt allmählich anlaufenden Arbeiten an 
der Studienreform entstehen neue Probleme. Es be- 
steht dann die Gefahr, daß die Studieninhalte in ein- 
zelnen Studiengängen unter dem Einfluß unter- 
schiedlicher Reformvorstellungen in einzelnen Län- 
dern stark voneinander abweichen werden. Eine sol- 
che Entwicklung, deren Auswirkung auf die Be- 
mühungen um die Herstellung der Niederlassungs- 
freiheit schwer abzuschätzen ist, läßt sich nur durch 
die Errichtung von überregionalen Studienreform- 
kommissionen verhindern, wie sie § 10 des Entwurfs 
für ein Hochschulrahmengesetz vorsieht. 


Stand der Arbeiten zur Gründung des Europäischen 
Hochschulinstituts in Florenz (Punkt 5) 

Das Gesetz zu dem Übereinkommen vom 19. April 
1972 über die Gründung eines Europäischen Hoch- 
schulinstituts ist inzwischen ratifiziert worden (BGBl. 
1974 II S. 1138). Für das Inkrafttreten des Überein- 
kommens ist dessen Ratifizierung durch die sechs 
ersten Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein- 
schaft erforderlich. Als letztes Land hat Belgien das 
Übereinkommen im Januar 1975 ratifiziert. Damit 
ist es am 1. Februar 1975 in Kraft getreten. Es wird 
nunmehr erwartet, daß Dänemark, Irland und Groß- 
britannien dem Übereinkommen in Kürze beitreten 
werden. 

Der vorbereitende Ausschuß, der sich nach der Vor- 
schrift des Übereinkommens nach dessen Unterzeich- 
nung konstituiert hat, hat seine Aufgabe, die für 
die Arbeitsaufnahme des Instituts erforderlichen 
Voraussetzungen zu schaffen, zum größten Teil er- 
füllt. Sein Mandat ist mit dem Inkrafttreten des 
Übereinkommens beendet. 

Die noch erforderlichen weiteren Regelungen müs- 
sen vom „Obersten Rat" getroffen werden, der Ende 
März 1975 zum ersten Mal zusammentreten wird. 

Es ist vorgesehen, daß das Europäische Hochschul- 
institut seine Arbeit am 1. Oktober 1975 aufnimmt. 
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Anlage 


Entschließung des Rates vorn 6. Juni 1974 über die gegenseitige Anerkennung 
der Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päisdien Wirtschaftsgemeinschaft, 

nach Kenntnisnahme von dem Entwurf der Kom- 
mission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in der Erwägung, daß es notwendig ist, einige 
Grundsätze und Leitlinien zur Förderung der Arbei- 
ten auf dem Gebiet der gegenseitigen Anerkennung 
der Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Be- 
fähigungsnachweise festzulegen - 

NIMMT FOLGENDE ENTSCHLIESSUNG AN: 

I. Der Rat 

— erkennt an, daß die Richtlinien betreffend das 
Niederlassungsrecht, insbesondere im Be- 
reich der freien Berufe, für die Bildungspo- 
litik eine Relevanz haben; 

— betont, daß diese Richtlinien so zu konzipie- 
ren sind, daß sie die Bestrebungen zur Re- 
form des Bildungswesens in den Mitglied- 
staaten der Gemeinschaft nicht behindern; 

— hält es für zweckmäßig, daß die Bildungs- 
politik einen positiven Beitrag zur Nieder- 
lassungsfreiheit leistet, und zwar insbeson- 
dere im Bereich der freien Berufe. 

II. Der Rat bringt seinen Wunsch zum Ausdruck, 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 55 
vom 13. Mai 1974, S. 19 


daß die weiteren Arbeiten auf dem Gebiet der 
gegenseitigen Anerkennung der Diplome, Prü- 
fungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnach- 
weise von dem Bestreben nach Flexibilität und 
Qualität geleitet werden sollen. In diesem Zu- 
sammenhang stimmt der Rat folgender Leitlinie 
zu: 

Da man trotz der Unterschiede, die hinsichtlich 
der Ausbildungsprogramme zwischen den Mit- 
gliedstaaten bestehen, in der Praxis eine Ver- 
gleichbarkeit der Ausbildungsabschlüsse, die 
den Zugang zu gleichartigen Tätigkeitsfeldern 
eröffnen, in groben Umrissen feststellt, sollten 
die Richtlinien über die gegenseitige Anerken- 
nung der beruflichen Befähigungsnachweise und 
über die Koordinierung der Bedingungen für 
den Zugang zu einem Beruf so wenig wie mög- 
lich detaillierte Ausbildungserfordernisse vor- 
schreiben. 

III. Zu diesem Zweck sollten unter anderem 

— Listen von Diplomen, Prüfungszeugnissen 
und sonstigen Befähigungsnachweisen, die 
als solche als gleichwertig anerkannt werden, 
erstellt werden; 

— Beratende Ausschüsse, deren Mandat, Zu- 
sammensetzung und Anzahl noch festzulegen 
ist, eingesetzt werden. 

IV. Der Rat beauftragt den Ausschuß der Stän- 
digen Vertreter, für die Verwirklichung dieser 
Entschließung in Zusammenarbeit mit der Kom- 
mission Sorge zu tragen, insbesondere im Rah- 
men der Prüfung der Richtlinienvorschläge über 
die gegenseitige Anerkennung der Diplome, 
Prüfungszeugnisse und sonstige Befähigungs- 
nachweise. 
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